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Medizintechnik in Deutschland:
Auch in Zukunft dynamisches
Wachstum?

Die Medizintechnik zählt zu den wenigen Industrien, die in Deutschland bis zuletzt
hohe Produktionszuwächse erzielten und zugleich ihre Beschäftigung ausgeweitet
haben. Die Branche zeichnet sich zudem durch eine hohe Innovations- und Export-
dynamik aus, und dies auf Märkten, die in vielfältiger Weise staatlich reglemen-
tiert sind. Die weltweit steigende Nachfrage nach Gesundheitsleistungen spricht
dafür, dass die Medizintechnik generell gute Wachstumschancen hat. Ob die
Branche allerdings im Inland den überdurchschnittlichen Wachstumskurs fortset-
zen kann, hängt von vielen Faktoren ab, etwa von der gesamtwirtschaftlichen
Entwicklung, den Reformen in den Gesundheitssystemen, der anhaltenden Inter-
nationalisierung der Märkte und nicht zuletzt auch davon, wie die Unterneh-
men und die Politik in Deutschland auf diese Herausforderungen reagieren.

Vom Bundesministerium für Wirtschaft und Arbeit (BMWA) wurde das DIW Berlin
beauftragt, die Perspektiven der Medizintechnik am Standort Deutschland zu ana-
lysieren und Handlungsempfehlungen für die Wirtschaftspolitik zu erarbeiten.1

An dieser Stelle wurde bereits in zwei Artikeln aus der laufenden Arbeit berich-
tet.2 Abschließend werden nun die wichtigsten Ergebnisse vorgestellt.3

Im Mittelpunkt der Untersuchung steht die Frage nach den Chancen und Risiken
für Unternehmen der Medizintechnik in Deutschland. Diese werden in der Me-
dizintechnik auf der Angebotsseite geprägt von der Attraktivität des Standorts
hinsichtlich der Durchführung von qualifizierter Produktion und hochwertiger
Forschung, auf der Nachfrageseite von Struktur und Dynamik der Nachfrage
nach medizintechnischen Produkten im Inland sowie von den Bedingungen für
den Marktzugang neuer Produkte. In diesem Zusammenhang spielt die Ent-
wicklung des nationalen Gesundheitssystems eine zentrale Rolle (Kasten 1).

Kurt Hornschild
khornschild
@diw.de

Jörg-Peter Weiß
jweiss@diw.de

1 Parallel und komplementär zur Studie, über deren Ergebnisse hier berichtet wird, wurde eine Studie im Auftrag
des Bundesministeriums für Bildung und Forschung erarbeitet, die den Fokus auf Innovation und Technologie in
der Medizintechnik richtet. Vgl. Aaachener Kompetenzzentrum Medizintechnik AKM und Agit mbH, Deutsche
Gesellschaft für Biomedizinische Technik im VDE und Konsortialpartner: Zur Situation der Medizintechnik in
Deutschland im internationalen Vergleich (www.gesundheitsforschung-bmbf.de/de/921.php).
2 Vgl. Stephan Raab und Jörg-Peter Weiß: Wachstumsmarkt Medizintechnik: Deutschland im internationalen
Wettbewerb. In: Wochenbericht des DIW Berlin, Nr. 48/2004, S. 739–748; Kurt Hornschild und Markus Wilkens:
Medizintechnik: Eine innovative Branche in regulierten Märkten. In: Wochenbericht des DIW Berlin, Nr. 48/2004,
S. 749–756.
3 Vgl. Kurt Hornschild, Stefan Raab, Jörg-Peter Weiß mit Beiträgen von Markus Wilkens (VDI Technologiezentrum
Düsseldorf) und Klaus-Dirk Henke (Technische Universität Berlin): Die Medizintechnik am Standort Deutschland –
Chancen und Risiken durch technologische Innovationen, Auswirkungen auf und durch das nationale Gesundheits-
system sowie potentielle Wachstumsmärkte im Ausland. Forschungsprojekt im Auftrag des Bundesministeriums
für Wirtschaft und Arbeit. DIW Berlin, Politikberatung kompakt, Bd. 10. Berlin 2005 (www.diw.de/deutsch/pro-
dukte/publikationen/diwkompakt/2005/).
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Kasten 1

Probleme des deutschen Gesundheitssystems

In Deutschland werden die Ausgaben für die Gesundheitsversorgung von rund 90 % der Bevölkerung
überwiegend durch die gesetzliche Krankenversicherung (GKV) bestritten. Die Beiträge der Versicherten
sind an die Arbeitseinkünfte gekoppelt.

Die altersbedingt zunehmende Nachfrage nach Gesundheitsleistungen in Verbindung mit der tendenziell
sinkenden Zahl der Beitragszahler hat für die Krankenversicherungen eine wachsende Budgetbelastung
zur Folge. Mit dem „Gesundheitsmodernisierungsgesetz“ (GMG) von 2003 konnte durch eine Reihe von
Maßnahmen erreicht werden, dass die Defizite in der GKV abnahmen und die Beiträge teilweise zurück-
geführt wurden. Dazu zählen die Erhöhung der Eigenbeteiligung der Versicherten bei den Ausgaben für
Medikamente und Hilfsmittel, die Einführung einer Praxisgebühr und das Streichen der Erstattung ein-
zelner Leistungen.

Darüber hinaus wurden strukturelle Maßnahmen ergriffen, von denen eine Steigerung der Effizienz des
Gesundheitswesens erhofft wird. Zu nennen sind die Einführung von sog. Fallpauschalen (DRGs – Dia-
gnosis Related Groups) in der Abrechnung stationärer Behandlungen sowie von Regeln, die eine inte-
grierte Versorgung ermöglichen sollen. Angesichts der demographischen Entwicklung, die durch einen
zunehmenden Anteil der älteren Bevölkerung und rückläufige Geburtenzahlen geprägt ist, sind steigende
Anforderungen an die öffentliche Gesundheitsversorgung zu erwarten, die unter Status-quo-Bedingun-
gen an ihre Grenzen stoßen wird.

Die Medizintechnik zeichnet sich durch eine Reihe
von Besonderheiten aus. Sie ist überdurchschnitt-
lich exportorientiert (Exportquote in Deutschland
58 %). Gemessen am Anteil des FuE-Aufwands
am Umsatz (in Deutschland 8 %) rechnet sie zum
Hochtechnologiesektor der Wirtschaft. Indem eine
Vielzahl anspruchsvoller Technologien (Elektro-
technik, Elektronik, Optik, Materialforschung,
Feinmechanik in ihren modernsten Ausprägungen)
zum Einsatz kommt, ist sie in vielfältiger Weise mit
dem nationalen Innovationssystem verknüpft.

Medizinprodukte werden an verschiedene Kunden-
gruppen geliefert: In Deutschland entfallen 34 %
der Käufe von Medizinprodukten auf Kranken-
häuser, 32 % auf Arzt- und Zahnarztpraxen, 20 %
auf den Sanitätsfachhandel und das Gesundheits-
handwerk (finanziert durch Krankenkassen).4

Die Medizintechnik in Deutschland steht vor man-
nigfachen Herausforderungen:

• verschärfter Wettbewerb durch den sich weiter
intensivierenden Welthandel,

• rasches Vordringen von neuen Technologien wie
Mikroelektronik, Informations- und Kommuni-
kationstechnologie, Materialforschung, optische
Technologien, Mikrosystemtechnik, Nanotech-
nologie, Biotechnologie in der Medizintechnik,

• Reformen der nationalen Gesundheitssysteme,
insbesondere in Deutschland.

Die quantitativen Aussagen dieser Untersuchung
beruhen auf Daten nationaler statistischer Ämter
sowie der EU und OECD zur Produktion von Me-
dizintechnikprodukten und zum Außenhandel mit
diesen Produkten sowie über Umsatz, Wertschöp-
fung, Beschäftigung und Kostenstrukturen von Un-
ternehmen der Medizintechnik. Da der Standort für
die Unternehmen sich anhand der amtlichen aggre-
gierten Daten nicht hinreichend beurteilen lässt,
wurden für diese Untersuchung Unternehmen der
Medizintechnik in Deutschland schriftlich befragt.

Medizintechnik am Standort Deutschland
hat sich gut behauptet

Außenhandel expandiert rascher als die
inländische Nachfrage

Der Weltmarkt für Medizinprodukte – er wird der-
zeit auf ein Volumen von jährlich reichlich 200
Mrd. Euro geschätzt5 – hat in den 90er Jahren mit
einer durchschnittlichen jährlichen Rate von knapp
11 % kräftig expandiert. Auch von 2000 bis 2002
war mit 6,8 % jährlich ein zwar deutlich abge-
schwächtes, aber immer noch beachtliches Wachs-
tum zu verzeichnen. Deutschland steht an dritter
Stelle in der Welt hinsichtlich des Produktions- und

4 Der Rest entfällt auf Einrichtungen der Langzeitpflege sowie auf Ver-
waltung und sonstige Bereiche.
5 Vgl. F. Pammolli, M. Riccaboni, C. Oglialoro, L. Magazzini, G. Baio und N.
Salerno: Medical Devices: Competitiveness and Impact on Public Health
Expenditure. Final Draft Report prepared for the Enterprise Directorate
General of the European Commission. Brüssel, März 2005, S. 12 ff.

Medizintechnik in Deutschland: Auch in Zukunft dynamisches Wachstum?



685Wochenbericht des DIW Berlin Nr. 46/2005

Tabelle 1

Medizintechnik1: Produktion und Inlandsmarkt von Medizinprodukten im Jahre 2002

USA Japan Deutschland USA Japan Deutschland

In Mrd. Euro Durchschnittliche jährliche Veränderung 1998 bis 2002 in %

Produktion 86,6 15,3 13,2 5,6 1,7 6,1
Einfuhr 17,9 6,3 7,3 15,3 5,6 10,6
Ausfuhr 21,3 3,5 10,8 7,6 –1,2 12,4
Inlandsmarkt 83,2 18,1 9,7 6,8 3,6 3,3

1 Medizintechnik im weiteren Sinne. In Deutschland ohne „Besondere Einrich-
tungen für Kliniken und Praxen“.

Quellen: USCB; METI; Statistisches Bundesamt; Berechnungen des DIW Berlin. DIW Berlin 2005

Abbildung 1

Weltexport1 von Produkten der Medizintechnik 1995 und 2003
Anteile ausgewählter Exportländer in %

1 In US-Dollar zu jeweiligen Preisen.

Quelle: Außenhandelsdaten des DIW Berlin. DIW Berlin 2005
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Marktvolumens für Medizintechnik. Die zum Ab-
satz bestimmte Produktion der Medizintechnik
belief sich in Deutschland im Jahre 2004 auf 15,1
Mrd. Euro.

In jeweiliger Landeswährung gerechnet waren die
USA in den Jahren von 1998 bis 2002 – nur für die-
sen Zeitraum sind für die drei wichtigsten Produk-
tionsländer vergleichbare Daten verfügbar – der am
stärksten wachsende Markt (Tabelle 1). Bei der
Produktion hingegen war die Dynamik in den USA
und Deutschland annähernd gleich; in Japan war
nahezu Stagnation zu verzeichnen. Während in den
USA und in Japan der Inlandsmarkt im Zeitraum
1998 bis 2002 stärker als die Produktion expan-
dierte, die Einfuhr also erheblich rascher zunahm
als die Ausfuhr, verhielt es sich in Deutschland um-
gekehrt: Hier nahm der Inlandsmarkt in dieser Zeit
mit jährlich 3,3 % zwar erheblich stärker zu als der
Inlandsumsatz der deutschen medizintechnischen

Industrie mit 2,2 %, aber schwächer als die inlän-
dische Produktion.

Die Exporte der Länder mit der größten medizin-
technischen Produktion dominieren auch den Welt-
handel: Auf sieben Länder entfielen im Jahre 2003
zwei Drittel des Weltexports von medizintechni-
schen Erzeugnissen; 1995 waren es noch fast 70 %.
Die drei größten Produktionsstandorte – USA, Ja-
pan und Deutschland – bestritten gut zwei Fünftel
der Weltexporte (Abbildung 1). Bemerkenswert ist
der Rückgang des japanischen Anteils am Weltex-
port von 9,1 % im Jahre 1995 auf 4,9 % im Jahre
2003 und die Zunahme des irischen Anteils von
2,1 % auf 7,2 %.

Für internationale Vergleiche ist die Umrechnung
der Exporte der einzelnen Länder auf eine einheitli-
che Währung – hier wurde der US-Dollar gewählt –
notwendig. Bewertet in US-Dollar, errechnet sich

Medizintechnik in Deutschland: Auch in Zukunft dynamisches Wachstum?
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Kasten 2

Welthandelsanteile und Wechselkurs

Die Entwicklung von Weltmarktanteilen ist ein Indikator zur Beurteilung der internationalen Wettbewerbs-
fähigkeit. Im Untersuchungszeitraum 1996 bis 2004 hat die deutsche Exportproduktion von Medizin-
technikprodukten – bewertet in inländischer Währung – zwar kräftig expandiert, musste aber Verluste
bei den in US-Dollar bewerteten Weltmarktanteilen hinnehmen.

Preisreagibilität und Preispolitik der Unternehmen wurden im Rahmen einer Unternehmensbefragung
ermittelt. Danach orientieren sich die Unternehmen weitgehend an dem im Absatzland herrschenden
Preisniveau, so dass Wechselkursveränderungen weniger die Absatzmenge als vielmehr die Marge beein-
flussen. Eine solche Politik ist allerdings nur bei Erzeugnissen möglich, die auf sehr spezialisierten Märkten
gehandelt werden, bei denen beispielsweise die Möglichkeit von Reimporten gering ist. Die in jüngster
Zeit bei gegenüber dem US-Dollar hoch bewertetem Euro positive Entwicklung der Weltmarktanteile
zeigt, dass vorübergehende Verluste kaum mit sinkender Wettbewerbsfähigkeit der deutschen Hersteller
zu erklären sind, sondern damit, dass der in Euro fakturierte Teil des Absatzes bei steigendem US-Dollar
geringer bewertet und das Ergebnis im Welthandel entsprechend negativ beeinflusst wird.

für die deutsche Medizintechnik eine geringere Ex-
portdynamik als in Landeswährung (Abbildung 2).
Die Analyse im Zeitverlauf ergibt, dass bei steigen-
dem US-Dollar der deutsche Anteil am Welthandel
sinkt und bei abnehmendem zunimmt (Kasten 2).
Bemerkenswert ist, dass die deutsche Medizin-
technik gegenüber den USA zuletzt Exportanteile
gewonnen hat, obwohl der Eurokurs im Jahre 2004
über dem vom Ausgangsjahr 1996 lag.

In Euro gerechnet expandierte der Außenhandel
Deutschlands mit Medizinprodukten nahezu dop-
pelt so stark wie die Produktion: Die Exporte nah-
men von 1996 bis 2004 um 10 % im Durchschnitt
pro Jahr zu, die Importe um 9 %. Dabei waren die
Relationen von Einfuhr und Ausfuhr spiegelbild-
lich zu denen von Produktion und Inlandsmarkt:
Übertrifft die Produktion den Inlandsmarkt, so
übertrifft der Export den Import der Gütergruppe
und umgekehrt (Abbildung 3).

Produktion und Außenhandel: Zunehmende
Spezialisierung

Am stärksten ausgeprägt ist die Spezialisierung
Deutschlands auf Güter aus dem Bereich „Bildge-
bende Röntgenverfahren und Strahlentherapie“, zu
dem z. B. Computertomographen (CT) gehören.
Diese werden nur von einer geringen Zahl weltweit
operierender Firmen produziert. Die Einfuhr er-
reichte in dieser Gütergruppe nur gut ein Zehntel
des Ausfuhrwertes, die Produktion ist weit größer
als die Inlandsnachfrage.

Eine weitere Gütergruppe, auf die Deutschland spe-
zialisiert ist und hohe Exportüberschüsse aufweist,
ist die Gruppe der sonstigen Elektrodiagnosegeräte
und -systeme. Allerdings ist Deutschland nicht auf
alle Güter dieser Gruppe spezialisiert: Während bei
Magnetresonanzgeräten Deutschland gut dreimal
so hohe Exporterlöse erzielt, wie es für Importe auf-
wendet, weist es bei Ultraschalldiagnosegeräten
einen Importüberschuss auf. In der Gruppe der Im-
plantate und Prothesen übertrifft die Einfuhr den
Wert der Ausfuhr, die Produktion ist kleiner als der
Inlandsmarkt. Allerdings hat die Ausfuhr im Zeit-
raum 1996 bis 2004 nahezu doppelt so stark zuge-
nommen wie die Einfuhr; die Produktion expan-

Medizintechnik in Deutschland: Auch in Zukunft dynamisches Wachstum?

Abbildung 2

Medizintechnik in den USA, Japan und Deutschland: Export-
relationen1 und Wechselkurs2

Entwicklung 1996 bis 2004

1 Exportanteile in % (linke Skala). 2 Wechselkurs DM/Euro bzw. Yen zum US-Dollar
(rechte Skala).

Quellen: OECD; Berechnungen des DIW Berlin. DIW Berlin 2005
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dierte kräftiger als der Inlandsmarkt. In den Güter-
gruppen, die eher mit konventioneller Technologie
hergestellt werden – Verbandsmaterialien, Texti-
lien und Produkte aus Kautschuk für den medizini-
schen Bedarf sowie chirurgische Geräte und Sys-
teme –, hat Deutschland Importüberschüsse; hier
übertrifft das Volumen des Inlandsmarktes die Pro-
duktion. In den Bereichen konventioneller Tech-
nologie hat Deutschland eindeutig eine schwache
Wettbewerbsposition.

Insgesamt zeigt diese Entwicklung, dass die Märk-
te der Medizintechnik einem erheblichen Wandel
unterliegen, bei dem der Inlandsmarkt seine lange
ausgeübte Schub- und Schutzfunktion zunehmend
verliert.

Unternehmen: Strukturwandel stellt große
Anforderungen

In Deutschland arbeiten rund 11 000 Unternehmen
mit knapp 150 000 Beschäftigten in der Medizin-
technik, das sind 2 % der Beschäftigten im verar-

Medizintechnik in Deutschland: Auch in Zukunft dynamisches Wachstum?

beitenden Gewerbe. Im Vergleich zu den USA und
Japan sind die Unternehmen in Deutschland und
auch in der übrigen EU (ausgenommen Irland) klein,
und die hier erzeugte Bruttowertschöpfung je Be-
schäftigten ist deutlich geringer (Tabelle 2). Vor
dem Hintergrund der zunehmenden Internationa-
lisierung der Branche stellt sich damit die Frage, ob
die deutschen Unternehmen der Medizintechnik
hinreichend für den Wettbewerb gerüstet sind.

Wie die Unternehmen ihre Position selbst bewer-
ten, zeigt Abbildung 4. Die befragten Unternehmen
erwarten insbesondere in den USA und in China
eine positive Absatzentwicklung. Vergleichsweise
gut werden auch die Perspektiven in der EU ohne
Deutschland gesehen. Unterdurchschnittlich wird
die Nachfrageentwicklung im Inland und in Ost-
europa eingeschätzt. Die ungünstige Beurteilung
des Absatzmarktes China durch die kleinen Her-
steller von medizintechnischen Investitionsgütern
dürfte teilweise in Zusammenhang stehen mit ne-
gativen Erfahrungen, die Unternehmen dort ge-
macht haben.

Abbildung 3

Medizintechnik in Deutschland: Produktion sowie Aus- und Einfuhr im Jahre 2004

1 Durchschnittliche jährliche Veränderung insgesamt.

Quellen: Statistisches Bundesamt; Berechnungen und Schätzungen des DIW Berlin. DIW Berlin 2005
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Tabelle 2

Unternehmen der Medizintechnik im Jahre 2002 nach Beschäftigtengrößenklassen

In der Klasse mit … Beschäftigten

Insgesamt
1 bis 19 20 und mehr

davon:

20 bis 49 50 bis 249 250 und mehr

EU-151

Unternehmen2 48 609 46 488 2 121 1 364 634 123
Beschäftigte 362 996 171 101 191 895 42 932 66 734 82 229
Bruttowertschöpfung (Mill. Euro) 16 456,7 4 824,0 11 632,7 1 677,6 3 362,5 6 592,6
Bruttowertschöpfung je Beschäftigten (Euro) 45 336 28 194 60 620 39 076 50 387 80 174

Darunter:
Deutschland

Unternehmen2 11 044 10 102 942 635 262 45
Beschäftigte 149 855 67 995 81 860 20 015 25 160 36 685
Bruttowertschöpfung (Mill. Euro) 6 660,5 2 071,9 4 588,6 716,4 1 195,2 2 677,0
Bruttowertschöpfung je Beschäftigten (Euro) 44 446 30 471 56 054 35 793 47 504 72 973

USA

Unternehmen 11 876 9 652 2 224 1 057 875 292
Beschäftigte 350 739 41 920 308 819 32 434 96 775 179 610
Bruttowertschöpfung (Mill. Euro) 52 206,0 3 399,6 48 806,4 3 192,4 12 445,5 33 168,4
Bruttowertschöpfung je Beschäftigten (Euro) 148 846 81 097 158 042 98 429 128 603 184 669

Japan3

Unternehmen 1 490 1 061 429 261 168 .
Beschäftigte 51 594 8 847 42 747 7 787 34 960 .
Bruttowertschöpfung (Mill. Euro) 6 483,4 464,5 6 018,9 551,9 5 467,0 .
Bruttowertschöpfung je Beschäftigten (Euro) 125 663 52 507 140 803 70 873 156 379 .

1 Im Jahre 2001. 3 Für Japan sind in der Größenklasse 50 bis 249 Beschäftigte die Werte
2 EU-15: alle Unternehmen; USA: alle Betriebe; Japan: Betriebe mit vier für alle Betriebe mit mehr als 50 Beschäftigten ausgewiesen.
und mehr Beschäftigten.

Quellen: Eurostat; U.S. Census Bureau; Ministry of Economy, Trade and
Industry of Japan (METI); Berechnungen des DIW Berlin. DIW Berlin 2005

Die Antworten der Unternehmen auf die Frage nach
Stärken und Schwächen in einzelnen Geschäftsbe-
reichen lassen sich zusammenfassend so interpre-
tieren: Stärken haben die Unternehmen im Bereich
der Qualität, Problembereiche sind hohe Kosten
und die Finanzierung (Abbildung 5).

Wollen die Unternehmen im Innovationswettlauf
bestehen, müssen sie in der Lage sein, mehr als eine
der Spitzentechnologien zu beherrschen und diese
in ihr Leistungsspektrum zu integrieren. Die be-
fragten Unternehmen wenden schon heute die als
zentral angesehenen Schlüsseltechnologien an und
erwarten, dass diese in den nächsten fünf Jahren
deutlich an Bedeutung gewinnen werden (Abbil-
dung 6, S. 690). Die Medizintechnik ist eine Quer-
schnittstechnologie, die in vielfältiger Weise mit
dem nationalen Innovationssystem verknüpft ist.
Dazu zählt ein reger Austausch der innovativen Un-
ternehmen untereinander ebenso wie der zwischen
den Unternehmen und der Forschung. Der Einsatz
modernster Technologien und die Einbindung in
das Innovationssystem stellt insbesondere für die
vielen kleineren innovativen Unternehmen eine
große Herausforderung dar. Hinzu kommt, dass von
den Kunden – beispielsweise den Kliniken – zuneh-

Medizintechnik in Deutschland: Auch in Zukunft dynamisches Wachstum?

Abbildung 4

Unternehmen der Medizintechnik in Deutschland: Geschäfts-
erwartungen nach internationalen Absatzregionen im Jahre 2004

1 Unternehmen mit einem Umsatz im Bereich Medizin- 2 Unternehmen mit einem Umsatz im Bereich Medizin-
technik von mehr als 5 Mill. Euro. technik bis einschließlich 5 Mill. Euro

Quelle: Schriftliche Unternehmensbefragung des DIW
Berlin 2004. DIW Berlin 2005
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Abbildung 5

Unternehmen der Medizintechnik in Deutschland: Stärken und
Schwächen in einzelnen Geschäftsbereichen im Jahre 2004

Quelle: Schriftliche Unternehmensbefragung des DIW Berlin 2004. DIW Berlin 2005
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mend sogenannte Problemlösungen verlangt wer-
den, bei denen die Unternehmen eine Leistung an-
bieten müssen, die aus einer Kombination von
einem leistungsfähigen Produkt ergänzt um Dienst-
leistungen besteht.

Quo vadis, Medizintechnik?

Die Medizintechnik in Deutschland hat sich im
Wettbewerb zwar gut behauptet, sie hat aber auch
Schwachstellen. Probleme ergeben sich vor allem
aus der absehbar schwachen Entwicklung der inlän-
dischen Nachfrage nach medizintechnischen Er-
zeugnissen und aus der Unternehmensstruktur. Es
waren insbesondere die Produktions- und Nachfra-
gebedingungen im Inland, die über einen langen
Zeitraum Bedingungen schufen, dass Deutschland
in vielen Feldern der Medizintechnik die Funktion
eines führenden Marktes („Lead-Markt“) einneh-
men konnte. Solche Märkte zeichnen sich durch
eine besonders anspruchsvolle Nachfrage aus und
sind richtunggebend für den Weltmarkt.

Die schwache wirtschaftliche Dynamik im Inland
und der Zwang zum Sparen im Gesundheitswesen
können nun dazu führen, dass die Vorteile einer
lange Zeit dynamisch wachsenden und anspruchs-
vollen inländischen Nachfrage nach Erzeugnissen
der Medizintechnik zunehmend verloren gehen.
Dies spiegelt sich auch in den Antworten der be-
fragten Unternehmen, die ihre Perspektiven diffe-
renziert und insgesamt vorsichtig einschätzen. Da
sich die Nachfrage in den europäischen Nachbar-
ländern ebenfalls nur verhalten entwickeln dürfte,
müssen die Unternehmen der Medizintechnik zur
Ausweitung ihrer Produktion verstärkt übersee-
ische Märkte ins Visier nehmen und neue Ge-
schäftsfelder erschließen. Kleinere Unternehmen
verfügen aber vielfach weder über die notwendigen
Kapazitäten für Vertriebs- und Serviceleistungen
noch über das zur Markteinführung notwendige
Kapital.

Die anhaltende Internationalisierung der Märkte
wird von einem Konzentrationsprozess begleitet
werden, bei dem verstärkt auch mit Übernahmen zu
rechnen ist. Ob es den hier ansässigen – im Welt-
maßstab eher kleinen – Unternehmen gelingt, ihre
Selbständigkeit zu bewahren, oder ob sie von an-
deren Unternehmen übernommen werden, ist eine
offene Frage. Im Zuge dieser Entwicklung werden
die jeweiligen Unternehmen ihr Standortengage-
ment einer verstärkten Prüfung unterziehen und
gegebenenfalls neu ordnen. Deutschland wird nur
dann positiv abschneiden, wenn es für ausgewählte
Unternehmensfunktionen hinreichend attraktive
Bedingungen bietet.

Medizintechnik in Deutschland: Auch in Zukunft dynamisches Wachstum?

Der „Medizintechnikstandort Deutschland“ könnte
zwischen die Mühlsteine geraten:

• Im Bereich der hochwertigen Medizintechnik
nimmt die Konkurrenz insbesondere aus den USA
zu. Dort bieten das große technologische Poten-
tial sowie vor allem der große und gegenüber der
EU wachstumsstärkere und innovationsoffenere
Binnenmarkt den Unternehmen der Medizintech-
nik Vorteile. Hinzu kommen die auch technolo-
gisch aufholenden Volkswirtschaften Asiens.
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• Für Produktionen, bei denen vor allem die Kos-
ten der entscheidende Wettbewerbsfaktor sind,
bietet sich wiederum die große Zahl der Nied-
rigkostenländer an, von denen die osteuropäi-
schen Länder – aufgrund des bereits erfolgten
oder angestrebten EU-Beitritts – sowie China
besonders interessante Standorte sind.

Zwei Szenarien

Um ein besseres Verständnis zu bekommen, wie die
Märkte der Medizintechnik in Zukunft aussehen
könnten und welche Rolle die Medizintechnik am
Standort Deutschland darin spielen könnte, wer-
den zwei Szenarien diskutiert, deren Zeithorizont
etwa die nächsten 20 Jahre umfasst (Kasten 3).

Im „Szenario Status quo“ wird davon ausgegangen,
dass in den jeweiligen Politikfeldern Gesundheit,
Wirtschaft und Technologie die bereits eingeschla-
genen Wege weiterverfolgt werden. Aus dem Blick-
winkel der solidarischen Gesundheitsversorgung
bleibt im Hinblick auf die Beitragsbelastung wohl
auch kein anderer Weg, als zu versuchen, die Aus-
gaben möglichst einzufrieren und die sich schon al-
lein aus der Demographie ergebende höhere Nach-
frage über Effizienzgewinne bei der Herstellung
der Versorgungsleistungen zu kompensieren.

Die bereits beschlossenen Reformen im Gesund-
heitssystem werden zunehmend dämpfend auf die

Nachfrage nach Erzeugnissen der Medizintechnik
wirken. Dies gilt sowohl hinsichtlich der Expan-
sion der Nachfrage im Inland als auch hinsichtlich
der Qualität der nachgefragten Erzeugnisse. Statt
wie bisher vor allem hochwertige Produkte zu kau-
fen, werden die inländischen Nachfrager zuneh-
mend prüfen, ob sie auf preisgünstigere Produkte
ausweichen können. Betroffen von dieser Entwick-
lung sind insbesondere die kleineren Unternehmen
und Start-up-Unternehmen, die aufgrund ihres ins-
gesamt regional kleineren Aktionsradius den In-
landsmarkt als Sprungbrett benötigen.

Aber auch für die großen, international ausgerich-
teten Unternehmen würde Deutschland als Medi-
zintechnikstandort an Attraktivität verlieren, und
zwar dann, wenn – wie in diesem Szenario erwartet
wird – für technologisch anspruchsvolle Innovatio-
nen hier die Abnehmer fehlen, die bereit sind, diese
frühzeitig in der Praxis zu erproben. Dies wirkt sich
wiederum negativ auf die Dynamik bei den inno-
vativen Unternehmensgründungen sowie die Ent-
wicklungschancen von innovativen kleinen und
mittleren Unternehmen (KMU) der Medizintechnik
aus, die besonders stark auf eine innovationsoffene
Nachfrage im Inland angewiesen sind. Mit der Fort-
setzung eines solchen Prozesses würde das kreative
Umfeld für arbeitsteilige Entwicklungsarbeiten und
Produktion im Inland zunehmend verloren gehen
und der Medizintechnikstandort Deutschland ins-
gesamt an Attraktivität verlieren.

In diesem Szenario folgt die Medizintechnik dem
Muster der Entwicklungspfade der meisten Indus-
trien. Das Produktionsprofil wird sich gegenüber
dem Ausgangspunkt weiter einengen. Die nach wie
vor guten Bedingungen für FuE und qualifizierte
Produktion sorgen aber dafür, dass Deutschland in
einigen Feldern der forschungsintensiven Medizin-
technik wie vor allem bei den bildgebenden Verfah-
ren, in der Akutmedizin, bei hochwertigen Produk-
ten der Krankenhausausstattung sowie technolo-
gisch anspruchsvollen Implantaten und Prothesen
ein führender Standort bleibt. Die bereits jetzt ho-
hen Exportquoten der hier produzierenden Unter-
nehmen werden weiter zunehmen, doch gelingt es
insgesamt nicht, wegfallende Arbeitsplätze durch
die Schaffung neuer zu kompensieren. Ein Beschäf-
tigungs- und Wachstumsmotor ist die Medizintech-
nik in diesem Szenario in Deutschland nicht mehr.

Im „Szenario des radikalen Wandels“ wird hinge-
gen angenommen, dass in Deutschland in der Ge-
sundheitsversorgung ein Paradigmenwechsel voll-
zogen wird. Die Gesundheitsversorgung wird nicht
ausschließlich aus dem Blickwinkel der Kosten –
genauer gesagt: der Ausgaben –, sondern auch als
Produktionsbereich gesehen. Dies bedeutet, dass
die zwischen Nachfrage und Angebot bestehenden

Medizintechnik in Deutschland: Auch in Zukunft dynamisches Wachstum?

Abbildung 6

Unternehmen der Medizintechnik in Deutschland: Einsatz von
Schlüsseltechnologien und Bedeutung in fünf Jahren im Jahre 2004

Von 1 = Keine gegenwärtige Verwendung bzw. unbedeutend
bis 4    = Ständige Anwendung bzw. sehr wichtig.

Quelle: Schriftliche Unternehmensbefragung des DIW Berlin 2004. DIW Berlin 2005
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Kasten 3

Zwei Szenarien

Gemeinsame Rahmenbedingungen

• Die Bevölkerung nimmt weltweit zu, allerdings nicht in Deutschland und kaum in Westeuropa.

• Die Weltwirtschaft expandiert weiter, mit einer im asiatischen und amerikanischen Raum größeren
Dynamik als in Westeuropa.

• In den Industrieländern steigen die Pro-Kopf-Einkommen bei sich eher vergrößerndem Abstand zwi-
schen Arm und Reich.

• In Ländern mit vergleichsweise hohem Pro-Kopf-Einkommen nimmt der Anteil älterer und entspre-
chend krankheitsanfälligerer Menschen zu.

• Für die Wettbewerbsfähigkeit in der Medizintechnik gewinnt die Kompetenz zur Lösung von Problemen
der Kunden zunehmende Bedeutung; qualifizierte Dienstleistungen werden entsprechend wichtiger.

• Die öffentlichen Gesundheitssysteme stoßen wegen der wachsenden technologischen und medizini-
schen Möglichkeiten der Behandlung von Krankheiten und der Morbiditätsentwicklung zunehmend
an Grenzen der Finanzierbarkeit.

• Für die Produktion von Leistungen der Gesundheitsversorgung wie auch bei der Nachfrage nach Ge-
sundheitsleistungen werden verstärkt die Vorteile der internationalen Arbeitsteilung genutzt.

• Die EU wendet sich verstärkt dem Gesundheitsbereich zu und setzt dabei vor allem die Instrumente
der Wettbewerbs- sowie der Technologiepolitik ein.

Annahmen für das Szenario Status quo

Die Rahmenbedingungen für die Medizintechnik in Deutschland verändern sich: Die Inlandsnachfrage
nach Medizintechnik, lange Zeit Motor für Dynamik und weltweite Wettbewerbsfähigkeit der Branche in
Deutschland, wird diese Rolle auf absehbare Zeit nicht mehr ausüben. Gründe sind das zu erwartende
anhaltend schwache Wirtschaftswachstum in Deutschland und die demographische Entwicklung. Beide
Faktoren erzwingen Maßnahmen zur Kostendämpfung, die die Leistungsfähigkeit und Innovationsbereit-
schaft insbesondere der kleineren Anbieter zunehmend beeinträchtigen.

Annahmen für das Szenario des radikalen Wandels

Die Politik reagiert offensiv auf die sich vertiefende Kluft zwischen den wachsenden (technischen) Möglich-
keiten der medizinischen Versorgung und der Finanzierung dieses Angebots: Sie setzt auf eine staatlich
garantierte Grundversorgung, ergänzt diese aber durch eine Öffnung des Gesundheitsmarktes, indem bei-
spielsweise der privaten Vorsorge eine deutlich größere Bedeutung eingeräumt wird.

Wechselwirkungen sowie die vorhandenen Poten-
tiale in den Bereichen Technologie und Produktion
genutzt werden.

Mit der Strategie, Deutschland zu einem Lead-
Markt für medizinische Versorgung auszubauen,
ergeben sich für die Medizintechnik folgende Vor-
teile:

• Es würde zusätzlich privates Kapital in den Ge-
sundheitsbereich gelenkt werden.

• Eine stärkere Differenzierung der Nachfrage, bei
der insbesondere auch neue, technologisch an-

spruchsvolle Entwicklungen und Verfahren der
medizinischen Versorgung in Deutschland er-
probt werden und auch zur Anwendung kom-
men, würde zusammen mit den insgesamt guten
Bedingungen für FuE-Aktivitäten und qualifi-
zierte Produktion die Attraktivität des Standorts
für anspruchsvolle Medizintechnik nachhaltig
verbessern. Davon würden auch erhebliche Im-
pulse auf den Bereich der innovativen KMU und
auf Start-up-Unternehmen der Medizintechnik
ausgehen.

• Deutschland gelingt es, in der integrierten Ver-
sorgung eine führende Position einzunehmen.

Medizintechnik in Deutschland: Auch in Zukunft dynamisches Wachstum?



Wochenbericht des DIW Berlin Nr. 46/2005692

Die im „Szenario des radikalen Wandels“ beschrie-
bene führende Position in der Gesundheitsversor-
gung ist an die Voraussetzung geknüpft, dass im
Markt für Gesundheitsleistungen stärkere Anreize
für Innovationen und privates Kapital geboten
werden. In den heutigen Reformbestrebungen und
-maßnahmen sind durchaus Elemente enthalten, die
ein stärkeres privatwirtschaftliches Engagement
in der Gesundheitsversorgung bewirken, doch ge-
schieht dies einseitig mit dem Ziel, die Ausgaben
der öffentlichen Gesundheitsversorgung zu senken.

Demgegenüber wird in diesem Szenario das Ziel
weiter gefasst, indem auch für neue und sehr hoch-
wertige medizinische Versorgungsleistungen ziel-
gerichtet Anreize gewährt werden. Dabei werden
die Rahmenbedingungen allerdings so konzipiert,
dass der Markt der privatwirtschaftlich gesteuerten
Gesundheitsversorgung mit dem der staatlich ge-
lenkten Grundversorgung so verknüpft wird, dass
für die gesamte Bevölkerung eine sog. Win-win-
Situation entsteht. Dazu ein Beispiel: Aufwendige
Innovationen, die im System der Grundversorgung
an der mangelnden Finanzierung scheitern, würden
zunächst im privatwirtschaftlichen Bereich in den
Markt eingeführt und könnten mit Verzögerung,
nachdem sich über die Wirkung von Lernkurven
und Stückzahlen der Preis entsprechend reduziert
hat, in das Leistungsspektrum der Grundversor-
gung aufgenommen werden.

In der Studie wird argumentiert, dass über Anreiz-
systeme und die Gestaltung institutioneller Rah-
menbedingungen Strukturveränderungen zu errei-
chen sind, die zu einer leistungsfähigeren Gesund-
heitsversorgung und damit einhergehend einem
Anstieg der Nachfrage nach moderner Medizin-
technik führen. Eine besondere Rolle kommt dabei
der Finanzierung zu. Der rasante technologische
Erneuerungsprozess in der Medizintechnik mit sehr
kurzen Produktlebenszyklen von teilweise zwei
Jahren wird sich nur fortsetzen können, wenn auf
der Nachfrageseite auch die Möglichkeit besteht,
den Anlagenbestand entsprechend zu erneuern. In
diesem Zusammenhang sind Anschaffungen über
Leasing zu nennen, die insbesondere dann vorteil-
haft sein werden, wenn sich eine Klinikstruktur her-
ausbildet, die es Leasingunternehmen ermög-
licht, nach Erstkunden auch weitere Kunden zu
gewinnen, die gebrauchte Anlagen einsetzen.

Bei Bedingungen, wie sie im „Szenario des radika-
len Wandels“ beschrieben werden, würde ein sol-
cher Innovationsprozess mit Impulsen einsetzen,
die weit über die Medizintechnik hinausreichen. So
würden bei der Verfolgung des Ziels, Deutschland
als Standort für hochwertige Leistungen im Bereich
Gesundheit auszubauen, Unternehmen verstärkt
angezogen, die hier in Kliniken und Ärztehäuser

investieren und im weitesten Sinne Leistungen im
Rahmen der Gesundheitsversorgung erbringen.

Ein solch gravierender Umstieg in der Gesundheits-
versorgung wird indes nur gelingen, wenn folgende
Bedingungen erfüllt sind:

• In der Grundversorgung wird ein Leistungsspek-
trum angeboten, das in Breite und Qualität den
Anforderungen entspricht, die sich aus gesell-
schaftlicher Verantwortung und der menschli-
chen Würde ergeben.

• Der Staat erzwingt nicht ausschließlich über In-
strumente wie verstärkten Wettbewerb und Bud-
getrestriktion die Finanzierbarkeit der Leistun-
gen, sondern er investiert auch zielgerichtet in
die Gesundheitsversorgung, um deren Effizienz
zu erhöhen, damit ein gutes Versorgungsniveau
für alle sichergestellt wird.

• In der Gesundheitsversorgung wird ein gegen-
über dem Status quo besseres Versorgungsni-
veau erreicht.

Fazit und wirtschaftspolitische
Empfehlungen

Die Entwicklung des inländischen und europäi-
schen Marktes für die Gesundheitsversorgung und
damit auch für die Nachfrage nach Erzeugnissen
der Medizintechnik ist in starkem Maße abhängig
von der wirtschaftlichen Dynamik in dieser Re-
gion. Mit einer deutlichen und nachhaltigen Bele-
bung würden sich das Problem der Finanzierung
öffentlicher Gesundheitsleistungen verringern und
die Perspektiven der Medizintechnik in Deutsch-
land auch unter Status-quo-Bedingungen verbes-
sern. Damit ist allerdings aus gegenwärtiger Sicht
nicht zu rechnen. Hinzu kommt, dass nicht nur die
Märkte der Medizintechnik, sondern auch die der
Gesundheitsversorgung zunehmend dem interna-
tionalen Wettbewerb ausgesetzt sind.

Das „Szenario des radikalen Wandels“ zeigt Wege
auf, wie durch eine stärkere Öffnung des Gesund-
heitsmarktes für privates Engagement, den Auf-
bau integrativer Versorgungssysteme sowie eine
Verzahnung zwischen der öffentlich und privat-
wirtschaftlich gesteuerten Gesundheitsversorgung
nicht nur die Versorgung insgesamt verbessert wer-
den kann, sondern gleichzeitig auch Wachstums-
impulse für die Wirtschaft erzielt werden können.
Eine Voraussetzung dafür ist, dass die Politik das
Ziel verfolgt, Deutschland als Standort für eine im
internationalen Maßstab moderne sowie effiziente
Gesundheitsversorgung auszubauen, der sich durch
eine hohe Lösungskompetenz in der medizinischen

Medizintechnik in Deutschland: Auch in Zukunft dynamisches Wachstum?
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und medizinisch-technischen Versorgung auszeich-
net.

Gesundheit wird in diesem Szenario nicht länger
nur als Kostenfaktor betrachtet, sondern es wer-
den Bedingungen geschaffen, die es ermöglichen,
die zwischen Nachfrage und Angebot bestehenden
Wechselwirkungen sowie die vorhandenen Poten-
tiale in den Bereichen Technologie und Wirtschaft
zu nutzen. Dies setzt allerdings voraus, dass sich die
Ministerien für Gesundheit, Technologie und Wirt-
schaft unter Hinzuziehung anderer Ministerien wie
des Innenministeriums (Datensysteme) sowie der
Länder (regionale Schwerpunktbildungen) auf ge-
meinsame Ziele verständigen und die Politikberei-
che entsprechend abstimmen.

Ein Systemwechsel in der Gesundheitsversorgung
wie im „Szenario des radikalen Wandels“ ange-
nommen ist politisch nicht leicht und schon gar
nicht von heute auf morgen zu realisieren. Es wur-
den deshalb auch Anknüpfungspunkte für Maßnah-
men aufgezeigt, die dazu beitragen, die Wettbe-
werbsfähigkeit der Medizintechnik unter Status-
quo-Bedingungen zu verbessern. Dazu gehört u. a.
eine Politik, die Anreize für das Zusammenspiel
von industrieller Forschung, klinischer Erprobung
und Marktzugang schafft.

Ein besonderes Augenmerk sollte danach den Start-
up-Unternehmen und KMU geschenkt werden.
Diese haben in der Medizintechnik im Innovations-
prozess und für die Qualität des Standorts zwar eine
wichtige Funktion, sind aber mit dem Problem ei-
nes besonders langwierigen Prozesses der Markt-
einführung konfrontiert. Zu forcieren sind auch
Maßnahmen, die dazu beitragen, dass integrierte
Versorgungssysteme entstehen können; die elektro-
nische Patientenakte ist ein Baustein hierfür. Durch
Gewährung entsprechender Anreize und Investitio-
nen in die Infrastruktur könnten – beispielsweise
über (regionale) Pilotprojekte – die hohen Hemm-
schwellen zur Verwirklichung von integrierten Ver-
sorgungssystemen allmählich abgebaut werden.
Dies ist nicht nur eine Aufgabe des Staates, son-
dern auch der Industrie, die aufgefordert ist, sich
in diesem Feld mit Projektvorschlägen und Kapi-
tal zu engagieren.

Die Märkte für Gesundheit unterliegen schon allein
wegen der gesellschaftlichen Bedeutung weltweit
einem intensiven staatlichen Einfluss. Umso wich-
tiger ist es, dass immer wieder überprüft wird, wie
das Zusammenspiel zwischen staatlicher Regulie-
rung und freiem Wettbewerb zu gestalten ist, damit
das Ziel einer guten Gesundheitsversorgung der
Gesellschaft unter möglichst weitreichender Aus-
schöpfung der sich hier bietenden ökonomischen
Potentiale erreicht wird.

Medizintechnik in Deutschland: Auch in Zukunft dynamisches Wachstum?
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Zuwanderungsmotive und Erwerbs-
einkommen von Migranten

Um den Rückgang des Erwerbspersonenpotentials aufgrund unzureichender Ge-
burtenraten in nahezu allen Ländern der Europäischen Union abzubremsen, sind
Zuwanderungen unverzichtbar. Anfang dieses Jahres hat die EU-Kommission ein
„Grünbuch“ vorgelegt, das auf eine stärkere Vereinheitlichung der bisher im We-
sentlichen nationalen Migrationspolitiken zielt und in dem allgemeine Regeln und
Kriterien für Zuwanderungen in die Gemeinschaft gefordert werden. Seitens der EU
wurde in den letzten Jahren auch immer wieder betont, dass mit Blick auf eine bes-
sere Integrationspolitik mehr Informationen über die Struktur der Zugezogenen
erforderlich sind. Die Daten der Rockwool Foundation Migration Surveys (RFMS)
können dazu einen Beitrag leisten. Sie enthalten Befragungsergebnisse über Zu-
wanderer aus nichtwestlichen Industriestaaten in Deutschland und Dänemark.

Die Untersuchungen auf Basis dieser Quelle zeigen, dass es sich in beiden Staaten
nur bei einer Minderheit der Zugezogenen primär um Arbeitsimmigranten handelt.
Viel bedeutender sind Familienzusammenführung und Asylsuche als Wande-
rungsmotiv. Personen, die aus diesen Gründen nach Deutschland oder Dänemark
gezogen sind, konnten sich schlechter als die Arbeitsimmigranten in den Arbeits-
markt integrieren – das gilt für Deutschland noch mehr als für Dänemark. Eine
ergänzende Untersuchung anhand des Sozio-oekonomischen Panels hat ergeben,
dass Ausländer aus Nicht-EU-Staaten viel größere Beschäftigungsprobleme als
Deutsche haben.

Künftig muss deshalb die Einwanderungspolitik vor allem darauf ausgerichtet wer-
den, vermehrt Arbeitsimmigranten anzuwerben, wobei zugleich den Erfordernissen
des Arbeitsmarktes Rechnung getragen werden muss. Hierzu bedarf es eines
transparenten Kriterienkatalogs für die Steuerung der Zuwanderung. Am besten
geeignet für die Erlaubnis einer permanenten Zuwanderung scheint ein Punkte-
system zu sein, in dem neben Kriterien wie dem Alter oder der Berufserfahrung
vor allem die fachliche Qualifikation zählt. Für die zeitweilige Zuwanderung bietet
sich ein Auktionssystem an.

Karl Brenke
kbrenke@diw.de

Amelie Constant
constant@iza.org

Klaus F. Zimmermann
kzimmermann@diw.de

dass verstärkte Einwanderung erforderlich ist, um
dem in den nächsten Dekaden zu erwartenden

1 Kommission der Europäischen Gemeinschaft: Communication from
the Commission to the Council, the European Parliament, the European
Economic and Social Committee and the Committee of the Regions: On
Immigration, Integration and Employment. Brüssel 2003.

Hintergrund: EU-Kommission drängt auf
gemeinsame Migrationspolitik

Im Juni 2003 hat die EU-Kommission ein Strate-
giepapier über Einwanderung, Integration und Be-
schäftigung1 beschlossen, in dem dargelegt wird,
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Kasten

Rockwool Migration Survey

Der Rockwool Migration Survey für Dänemark wurde im Jahre 2001 vom Statistischen Amt des Landes
durchgeführt, der Survey für Deutschland von Infratest, München, im Jahre 2002.

Beiden Erhebungen liegt ein vergleichbarer Fragebogen zugrunde. Der Kreis der erfassten Immigranten-
gruppen ist weitgehend deckungsgleich – in beiden Ländern wurden Türken, Polen, Personen aus dem
früheren Jugoslawien, Iraner und Libanesen erfasst. In Deutschland entfallen auf diese Nationalitäten
zwei Drittel der Ausländer, in Dänemark ist es knapp die Hälfte. Hier sind darüber hinaus auch Vietnamesen,
Somalier und Pakistani befragt worden. Im Falle Dänemarks wurden zudem die Ergebnisse der Erhebung
mit Daten aus dem amtlichen Melderegister zusammengebracht.1

Für die Analyse in diesem Bericht wurden der Vergleichbarkeit wegen nur die Daten derjenigen Nationa-
litätengruppen verwendet, die in beiden Ländern erhoben wurden. Weil das Forschungsinteresse sich auf
die Teilnahme am Arbeitsmarkt richtete, sind in die Untersuchung nur Personen im erwerbsfähigen Alter
(18 bis 65 Jahre) einbezogen. Ausgeklammert wurden dabei Schüler, Studenten, Auszubildende, Wehr-
oder Zivildienstleistende sowie Personen im Vorruhestand. Weil es zudem um Zuwanderer im engeren
Sinne ging, sind ebenfalls die in Deutschland oder Dänemark geborenen Nachkommen sowie diejenigen
Personen, die im Kindesalter in die beiden Staaten zugewandert sind, nicht in die Betrachtung einbezogen
worden. Danach standen für die Analyse 3 845 Fälle (Deutschland) bzw. 1 415 Fälle (Dänemark) zur Ver-
fügung.

1 Weitergehende Informationen zum Rockwool Migration Survey finden
sich in T. Tranaes und K. F. Zimmermann (Hrsg.): Migrants, Work, and the
Welfare State. Odense 2004. Hier insbesondere: T. Bauer und N.-K. Niel-
sen: Data Description.

Rückgang des Erwerbspersonenpotentials infolge
niedriger Geburtenhäufigkeit entgegenzuwirken.
Aber auch gegenwärtig seien schon Zuwanderun-
gen erforderlich, weil in manchen Bereichen wie
im IT-Sektor Fachkräfte fehlten. Dieses verlange
einen ganzheitlichen Ansatz, der die Vorausset-
zungen für eine bessere Integration der bereits Zu-
gewanderten aus Drittstaaten sowie Ansatzpunkte
für eine künftige übernationale Immigrationspoli-
tik innerhalb der EU schaffe. Dafür sei es auch er-
forderlich, den Informationsstand über die Migra-
tion zu verbessern.

Anfang dieses Jahres unternahm die EU-Kommis-
sion mit der Vorlage eines Grünbuchs einen weite-
ren Vorstoß für eine stärkere Harmonisierung der
Einwanderungspolitik in der Gemeinschaft, mit
dem auch eine Diskussion über künftige Zuwan-
derungsregeln vorangetrieben werden soll.2 Dabei
wird darauf hingewiesen, dass die Union in einem
weltweiten Wettbewerb um die Anwerbung fähi-
ger Arbeitskräfte steht. Deshalb müsste diesen ein
gesicherter Status und ein gewisses Maß an Rech-
ten angeboten werden. Dafür bedürfe es in der EU
transparenter und stärker harmonisierter Regelun-
gen und Kriterien. Sie müssten gesondert für ab-
hängig Beschäftigte und für Selbständige entwi-
ckelt werden. Zudem könne Einwanderung nur er-
folgreich in Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten,
der Herkunfts- und der Transitländer gestaltet wer-

den. Hervorgehoben wird wiederum, dass die Inte-
gration der Zuwanderer in die Gesellschaft wie in
den Arbeitsmarkt weiter verbessert werden muss.

Die Initiativen der Kommission spiegeln jahrzehn-
telange Versäumnisse der Mitgliedstaaten der EU
wider. Denn bei vielen von ihnen – das gilt auch für
Deutschland – wurden die sich abzeichnende de-
mographische Entwicklung und deren Konsequen-
zen etwa für den Arbeitsmarkt und die soziale Si-
cherung von der Politik lange Zeit in den Hinter-
grund geschoben. Erst ab etwa Mitte der 90er Jahre
rückten diese Themen stärker in den Mittelpunkt
des öffentlichen Interesses.

Entsprechend mangelte es an klaren Immigrations-
strategien. So ist in Deutschland nach einer länge-
ren politischen Auseinandersetzung erst zu Beginn
dieses Jahres ein Zuwanderungsgesetz in Kraft ge-
treten. Weil – abgesehen von den Übergangsrege-
lungen im Zusammenhang mit der Osterweiterung
– der Arbeitsmarkt in der EU weitgehend offen ist,
steht natürlich auch eine Harmonisierung der na-
tionalen Migrationspolitiken auf der Agenda.

2 Kommission der Europäischen Gemeinschaft: Green Paper on an EU
Approach to Managing Economic Migration. Brüssel 2005.

Zuwanderungsmotive und Erwerbseinkommen von Migranten



697Wochenbericht des DIW Berlin Nr. 46/2005

Unterschiede und Gemeinsamkeiten der
Immigranten in Deutschland und Däne-
mark3

Das wichtigste europäische Einwanderungsland
ist ohne Zweifel Deutschland. In keinem anderen
Land des Kontinents ist die Zahl der Einwohner mit
ausländischem Pass so hoch wie hier. Auch der An-
teil der Ausländer an der Bevölkerung ist ver-
gleichsweise groß (2001: 8,9 %); höher ist er nur in
Österreich (9,4 %) sowie in der Schweiz (19,7 %)
und in Luxemburg (37,5 %).4

Dänemark kommt dagegen mit 5 % auf einen deut-
lich geringeren Ausländeranteil. Dies hängt damit
zusammen, dass dieses Land wie auch die anderen
skandinavischen Staaten in der Vergangenheit kei-
ne Anwerbepolitik betrieben haben und Zuwande-
rer vor allem Länder bevorzugen, in denen sich be-
reits ethnische Netzwerke herausgebildet haben.
Deshalb fallen in Zentraleuropa Zuwanderungen
relativ stark aus.

In der Nationalitätsstruktur der Ausländer gibt es
deutliche Unterschiede zwischen Deutschland und
Dänemark (Tabelle 1). Deutlich höher sind in
Deutschland die Anteile von Ausländern aus Staa-
ten des Mittelmeerraums, aus denen die angewor-

Abbildung 1

Einwanderer in Deutschland und Dänemark
nach Einwanderungsgründen1

Struktur in %

1 Zuwanderer der ersten Generation, die
im Erwachsenenalter eingewandert sind.

Quelle: Rockwool Migration Survey für
Deutschland und für Dänemark. DIW Berlin 2005
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Tabelle 1

Herkunft der Ausländer in Deutschland und
Dänemark im Jahre 2002
Anteil an allen Ausländern in %

Deutschland Dänemark

Europa 79,7 59,9

Davon:

EU-15 25,6 20,7

Neue EU-Mitglieder 6,2 3,6
Darunter: 4,2 2,2
Polen

EFTA-Staaten 0,6 7,6

Übriges Europa 47,3 28,0
Darunter: 14,6 13,2
Ehemaliges Jugoslawien
Türkei 26,6 12,5

Afrika 4,1 9,8

Amerika 3,0 4,0

Asien 12,0 24,0
Darunter: 1,3 1,8
Iran
Libanon 0,7 0,9

Ozeanien 0,2 0,5

Nachrichtlich:

Zahl der Ausländer in 1 000 7 319 267

Anteil der Ausländer an der
Gesamtbevölkerung 8,9 5,0

Quelle: Eurostat. DIW Berlin 2005

benen Arbeitsimmigranten der 60er und frühen
70er Jahre kamen. Zum Teil spielt auch die räum-
liche Nähe zwischen Gastland und Herkunftsland
der Zuwanderer eine Rolle. So gibt es in Dänemark
ziemlich viele Immigranten aus EFTA-Staaten wie
Norwegen und Island; in Deutschland fallen Perso-
nen aus den neuen EU-Mitgliedstaaten, insbeson-
dere aus Polen, viel stärker ins Gewicht. In Däne-
mark ist dagegen der Anteil der aus Übersee stam-
menden Immigranten – insbesondere solcher aus
Asien und Afrika – deutlich höher als in Deutsch-
land.

Nähere Auskünfte über die Immigranten geben die
Daten des RFMS, wenngleich darin im Wesentli-
chen nur Angaben über Zuwanderer aus Polen, Ex-
Jugoslawien, der Türkei, dem Libanon und dem
Iran enthalten sind (zur näheren Beschreibung der
verwendeten Daten siehe Kasten). Danach kamen
nur die wenigsten Zuwanderer als Arbeitsimmi-
granten – in Dänemark waren es noch weniger als
in Deutschland (Abbildung 1). Viel stärker ins Ge-
wicht fallen in beiden Ländern Asylsuchende und
Personen, die zwecks Familienzusammenführung
zugewandert sind. In Dänemark ist der prozentuale
Anteil beider Gruppen noch größer als in Deutsch-
land.

3 Zu einer umfassenden Darstellung der Immigration aus nichtwest-
lichen Staaten vgl. Klaus F. Zimmermann und Holger Hinte: Zuwande-
rung und Arbeitsmarkt. Deutschland und Dänemark im Vergleich.
Berlin 2005; sowie T. Tranaes et al., a. a. O. (siehe Kasten).
4 Vgl. OECD: Trends in International Migration. SOPEMI, 2003 edition.
Paris 2004, Tabelle A.1.5.
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Abbildung 2

Erwerbstätigenquote und Einkommen von Immigranten1 aus
ausgewählten Staaten in Deutschland und Dänemark

1 Zuwanderer der ersten Generation, die im Erwachsenenalter einge-
wandert sind.

Quelle: Rockwool Migration Survey für Deutschland und für Dänemark. DIW Berlin 2005
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Abbildung 3

Selbständigenquote und relatives Einkommen der selbständigen
Immigranten1 aus ausgewählten Staaten in Deutschland und
Dänemark

1 Zuwanderer der ersten Generation, die im Erwachsenenalter einge-
wandert sind.

Quelle: Rockwool Migration Survey für Deutschland und für Dänemark. DIW Berlin 2005
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Gleichwohl ist der Anteil der Erwerbstätigen an den
Immigranten, die als Erwerbspersonen infrage
kommen, in Dänemark höher als in Deutschland

(Abbildung 2). In beiden Ländern haben die Polen
die höchste Erwerbstätigenquote, und hier wie dort
ist sie bei den Libanesen am geringsten. Dazwi-
schen liegen die Anteile der Personen aus dem frü-
heren Jugoslawien, der Iraner und der Türken,
wobei insbesondere Türken und Iraner zu einem
größeren Teil in Dänemark erwerbstätig sind als
in Deutschland. Und generell zeigt sich, dass –
wie nicht anders zu erwarten – das Einkommen
der Nationalitätengruppen vom Grad der Erwerbs-
tätigkeit abhängt.

Ebenfalls geringer als in Dänemark ist in Deutsch-
land der Anteil der Selbständigen unter den Zuwan-
derern (Abbildung 3) – mit Ausnahme der Perso-
nen aus dem früheren Jugoslawien, von denen al-
lerdings hier wie dort nur wenige selbständig sind.
Besonders hoch ist der Selbständigenanteil in bei-
den Ländern bei den Iranern. Große Unterschiede
zwischen den Selbständigenanteilen zeigen sich
zwischen Dänemark und Deutschland bei den Tür-
ken.

Generell liegt das Einkommen der Selbständigen
in beiden Ländern über dem Durchschnitt der Er-
werbstätigen – in Deutschland aber sehr viel stär-
ker als in Dänemark. Dort ist das Einkommen der
Selbständigen aus dem Iran und aus der Türkei nur
unwesentlich höher als die Löhne der abhängig Be-
schäftigten; bei den Libanesen liegen die Einkünfte
der Selbständigen sogar darunter. Das lässt vermu-
ten, dass in Dänemark die Selbständigkeit oft nicht
deshalb gewählt wurde, um hohe Einkommen zu
erzielen, sondern weil es an anderen Beschäfti-
gungsmöglichkeiten mangelt.

Ergebnisse ökonometrischer Analysen5

Im ersten Schritt der ökonometrischen Analyse
wurden die Migranten nach den Gründen für die
Einwanderung gegliedert. Dabei bilden die Arbeits-
immigranten die Referenzgruppe, und es werden
die Abweichungen der beiden anderen Gruppen
(Asylsuchende und Personen, die zwecks Familien-
zusammenführung zugewandert sind) davon hin-
sichtlich einiger sozioökonomischer Merkmale be-
stimmt.

Dabei zeigt sich ein positiver Zusammenhang zwi-
schen dem Alter bei der Zuwanderung – im Ver-
gleich zur Referenzgruppe – und der Wahrschein-
lichkeit, Asylsuchender zu sein (Tabelle 2). Statis-
tisch signifikant ist das aber nur im Falle Deutsch-

5 Eine breitere Darstellung dieser Untersuchungsschritte findet sich in
Amelie Constant und Klaus F. Zimmermann: Immigrant Performance
and Selective Immigration Policy: A European Perspective. In: National
Institute Economic Review, 194 (4), 2005, S. 4–15.
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Tabelle 2

Migranten in Deutschland und Dänemark nach Einwanderungsgründen und sozialen Merkmalen
Schätzergebnisse einer multinationalen Logit-Analyse

Deutschland Dänemark

Einwanderungsgrund

Familienzusammenführung Asylsuche Familienzusammenführung Asylsuche

Koeffizient Marginalwert Koeffizient Marginalwert Koeffizient Marginalwert Koeffizient Marginalwert
(t-ratio) (t-ratio) (t-ratio) (t-ratio) (t-ratio) (t-ratio) (t-ratio) (t-ratio)

Konstante 0,926** 0,356** –0,727** –0,336** 0,570 0,566** –1,921** –0,586**
(3,54) (6,83) (–2,61) (–6,50) (0,89) (4,30) (–2,46) (–4,35)

Alter bei Zuwanderung –0,016** –0,008** 0,021** 0,008** 0,031* –0,002 0,044** 0,004
(–2,40) (–5,97) (3,30) (6,38) (1,71) (–0,78) (2,47) (1,46)

Schulische Bildung im Heimatland –0,310* 0,056* –0,754** –0,126** 0,709* 0,096 0,357 –0,071
(–1,84) (1,93) (–4,33) (–4,35) (1,68) (1,23) (0,78) (–0,91)

Arbeitserfahrung im Heimatland –0,341** –0,048* –0,205 0,011 –0,623* –0,094* –0,269 0,073
(–2,55) (–1,95) (–1,47) (0,45) (–1,80) (–2,03) (–0,73) (1,56)

Männer –1,417** –0,299** –0,292** 0,179** –1,414** –0,385** 0,162 0,352**
(–12,75) (–14,21) (–2,52) (8,53) (–4,79) (–9,19) (0,54) (8,49)

Vater: Selbständiger –0,431** –0,022 –0,480** –0,039 –1,219** –0,119** –0,821** 0,073
(–3,45) (–0,89) (–3,72) (–1,56) (–4,21) (–2,54) (–2,73) (1,58)

Muslimischer Glaube 0,813** 0,072** 0,734** 0,033 1,025** 0,131** 0,551 –0,095*
(5,71) (2,52) (5,14) (1,18) (2,67) (2,34) (1,54) (–1,79)

Fromm –0,249* 0,005 –0,378** –0,046* –0,273 0,113** –0,817** –0,135**
(–2,16) (0,22) (–3,27) (–2,27) (–0,98) (2,65) (–2,83) (–3,16)

Bei Einwanderung auf Netzwerk gestützt 1,712** 0,383** 0,226* –0,246** 1,306** 0,430** –0,485 –0,405**
(14,51) (15,97) (2,05) (–11,24) (4,03) (9,72) (–1,49) (–9,15)

Nationalität1

Früheres Jugoslawien –0,458** –0,403** 1,650** 0,474** –0,908* –0,831** 2,744** 0,858**
(–2,89) (–11,49) (8,70) (12,76) (–2,23) (–9,43) (5,58) (9,75)

Polen 0,732** 0,056 0,714** 0,042 1,573** –0,313** 3,172** 0,412**
(3,79) (1,23) (2,90) (0,83) (2,85) (–2,99) (4,99) (3,87)

Iran 0,310 –0,468** 3,105** 0,686** 2,188* –0,862** 6,341** 1,036**
(1,51) (–13,33) (14,12) (19,07) (1,98) (–10,44) (5,59) (12,03)

Libanon 0,310 –0,548** 3,559** 0,795** 0,939* –0,847** 4,876** 0,961**
(1,45) (–16,67) (16,39) (23,74) (1,67) (–10,78) (7,53) (12,04)

Log-likelihood-Funktion –2 843,897 –735,385
Chi-Quadrat 2 189,594 998,535
Zahl der Fälle – Spalten 1 647 1 572 682 652
Zahl der Fälle – insgesamt 3 845 1 415

* = signifikant auf dem 95 %-Niveau; ** = signifikant auf dem 99 %-Niveau.

1 Referenzgruppe: Türken.

Quelle: Rockwool Migration Survey für Deutschland und für Dänemark. DIW Berlin 2005

lands. Bei den wegen Familienzusammenführung
Zugezogenen hat das Alter beim Zuzug indes im
Falle Deutschlands einen negativen Effekt. Hier
steht Bildung in einem positiven Zusammenhang
mit Familienzusammenführung – und in einem ne-
gativen mit Asylsuche. Und nach den Ergebnissen
verfügen Personen, die zwecks Familienzusam-
menführung zugewandert sind, eher über weniger
Arbeitserfahrung.

In Dänemark zeigt sich ebenfalls, dass Familien-
zusammenführung negativ mit vorheriger Arbeits-
erfahrung im Heimatland zusammenhängt. Asyl-
suchende unterscheiden sich in dieser Hinsicht

nicht von den Arbeitsimmigranten. Hinsichtlich
der Bildung im Heimatland gibt es keine Unter-
schiede zwischen den Immigrantengruppen.

Erwartungsgemäß sind in beiden Ländern Männer
besonders stark unter den Asylsuchenden vertreten
und wenig bei den denjenigen Personen, die wegen
der Familienzusammenführung eingewandert sind.
Bei Einwanderungen aufgrund von Familienzu-
sammenführung wird naturgemäß auf informelle
Netzwerke zurückgegriffen. Dieser Einwanderungs-
grund findet sich sowohl in Dänemark als auch in
Deutschland vergleichsweise häufig bei Türken,
unter denen es dafür wenig Asylsuchende gibt.

Zuwanderungsmotive und Erwerbseinkommen von Migranten
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Ebenfalls besteht hier wie dort ein positiver Zu-
sammenhang mit dem muslimischen Glauben. In
Dänemark zeigt sich zudem, dass Personen, für
die die Familienzusammenführung der Einwande-

Tabelle 3

Zusammenhänge zwischen den Einkommen von abhängig beschäftigten sowie selbständigen Migranten und
sozialen Merkmalen in Deutschland und Dänemark
Schätzergebnisse einer Tobit-log-Regression

Deutschland Dänemark

Erwerbseinkommen

Abhängig Beschäftigte Abweichung der Abhängig Beschäftigte Abweichung der
Selbständigen davon Selbständigen davon

Koeffizient Marginalwert Koeffizient Marginalwert Koeffizient Marginalwert Koeffizient Marginalwert
(t-ratio) (t-ratio) (t-ratio) (t-ratio) (t-ratio) (t-ratio) (t-ratio) (t-ratio)

Konstante –7,750** –4,348** 12,195** 6,842** –2,156 –1,614 1,584 1,186
(–3,26) (–4,91) (4,86) (7,82) (–0,97) (–1,03) (0,29) (0,29)

Alter 0,268** 0,150** –0,226** –0,127** 0,195* 0,146* –0,351 –0,263
(3,54) (4,07) (–2,70) (–3,01) (1,95) (1,98) (–1,34) (–1,36)

Alter – quadriert –0,004** –0,002** 0,003** 0,002** –0,003** –0,002** 0,006* 0,004*
(–3,92) (–4,83) (3,24) (3,86) (–2,46) (–2,57) (1,75) (1,80)

Relative Stellung zum Gastland 10,477** 5,879** –8,092** –4,540** 8,972** 6,717** 10,615 7,948
(4,38) (6,38) (–2,76) (–3,34) (2,84) (3,23) (1,06) (1,07)

Relative Stellung zum Gastland – quadriert –6,675** –3,745** 4,461* 2,503* –6,908** –5,172** –11,607 –8,690
(–3,12) (–3,57) (1,65) (1,76) (–2,35) (–2,56) (–1,07) (–1,08)

Besuch der schulischen Primar- oder 0,743* 0,417* –1,007** –0,565** 0,515 0,386 –0,918 –0,687
Sekundarstufe im Gastland (2,05) (2,16) (–2,53) (–2,63) (1,29) (1,31) (–0,87) (–0,87)

Abitur/Universität im Gastland 1,056* 0,592* –1,051* –0,590* 1,115** 0,835** –0,274 –0,205
(2,17) (2,27) (–2,04) (–2,12) (2,72) (2,87) (–0,35) (–0,35)

Berufliche Ausbildung im Gastland 1,478** 0,830** –1,446** –0,811** 1,512** 1,132** –0,280 –0,210
(4,60) (5,53) (–3,78) (–4,28) (3,94) (4,72) (–0,37) (–0,37)

Schulische Bildung im Heimatland 1,287** 0,722** –1,314** –0,737** –0,069 –0,051 2,931 2,194
(3,38) (4,28) (–3,13) (–3,78) (–0,14) (–0,14) (1,24) (1,27)

Arbeitserfahrung im Heimatland 0,604* 0,339** –0,677* –0,380* –0,060 –0,045 –0,664 –0,497
(2,26) (2,54) (–2,08) (–2,26) (–0,18) (–0,18) (–0,87) (–0,87)

Männer 2,746** 1,541** –2,322** –1,303** 1,970** 1,475** –1,490 –1,115
(6,03) (14,06) (–4,69) (–8,09) (4,82) (6,95) (–1,44) (–1,49)

Zuwanderung wegen Familienzusammen- –1,520** –0,853** 1,735** 0,974** –1,306* –0,978** 1,012 0,757
führung (–4,59) (–5,91) (4,61) (5,50) (–2,22) (–2,33) (0,57) (0,57)

Zuwanderung wegen Asylsuche –2,415** –1,355** 2,085** 1,170** –1,463** –1,095** –0,069 –0,052
(–5,32) (–8,24) (4,39) (6,35) (–2,39) (–2,54) (–0,03) (–0,03)

Nationalität1

Früheres Jugoslawien 0,858** 0,481** –0,616* –0,346* 1,063* 0,796* –2,839 –2,125
(2,70) (2,97) (–1,71) (–1,82) (2,17) (2,28) (–1,36) (–1,41)

Polen 2,254** 1,264** –2,022** –1,134** 2,359** 1,767** –0,965 –0,723
(4,94) (8,17) (–3,83) (–5,22) (4,52) (5,89) (–0,67) (–0,67)

Iran 0,858** 0,482** –0,537 –0,301 –0,492 –0,369 3,095** 2,317**
(2,38) (2,58) (–1,39) (–1,47) (–0,97) (–0,98) (2,38) (2,48)

Libanon –1,954** –1,097** 2,052** 1,151** –3,041** –2,277** 1,169 0,875
(–3,98) (–5,71) (3,92) (5,34) (–4,01) (–5,56) (0,59) (0,59)

Sigma 4,472** 4,157**
(3,36) (2,93)

Log-likelihood-Funktion –6 085,87 –2 948,90
Pseudo-R2-Zerlegung 0,237 0,125
Zahl der Fälle 3 489 1 415

* = signifikant auf dem 95 %-Niveau; ** = signifikant auf dem 99 %-Niveau.

1 Referenzgruppe: Türken.

Quelle: Rockwool Migration Survey für Deutschland und für Dänemark. DIW Berlin 2005

rungsgrund war, vergleichsweise oft tiefgläubig
sind. Bei den Asylsuchenden trifft dies dagegen
relativ wenig zu. Entscheidend ist freilich der Be-
fund über die Arbeitsimmigranten: Sie sind relativ
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oft männlich, vor allem aber vergleichsweise jung
und gebildet.

Im zweiten Schritt der ökonometrischen Analyse
wird die Einkommenssituation betrachtet. Dabei
wird nach abhängig Beschäftigten und Selbstän-
digen differenziert, und die Selbständigen werden
als Referenzgruppe verwendet.6

In Tabelle 3 sind die ermittelten Koeffizienten und
Marginalwerte der Beschäftigten und dieselben
Kennziffern für die Abweichungen bei den Selb-
ständigen dargestellt. Auch in diesem Untersu-
chungsschritt zeigt sich, dass die Selbständigen in
Dänemark keinen Einkommensvorsprung vor den
Arbeitnehmern haben. Die Ausnahme sind die Ira-
ner. Im Datensatz für Deutschland gibt es dagegen
meist signifikante Unterschiede zwischen den
Selbständigen und den abhängig Beschäftigten
beim Erwerbseinkommen. Unter den Selbständi-
gen in Deutschland führen die Libanesen bei den
Einkommen, gefolgt von den Türken. Der Einkom-
mensvorsprung der Selbständigen wird in Deutsch-
land aber mit zunehmendem Alter, der wachsen-
den Bindung an das Gastland, der Ausbildung und
der Dauer der Berufserfahrung geringer.

Mit dem Alter und der bisherigen Verweildauer im
Gastland steigen sowohl in Deutschland als auch
in Dänemark die Erwerbseinkommen, wenngleich
mit abnehmender Rate. Positiv auf das Einkommen
der abhängig Beschäftigten wirken sich in beiden
Ländern die schulische und berufliche Bildung im
Gastland sowie die schulische Bildung und die
Arbeitserfahrung im Heimatland der Immigranten
aus. Männliche Beschäftigte verdienen sowohl in
Deutschland als auch in Dänemark mehr als Frauen,
und bei Männern ist der Einkommensunterschied
zwischen Selbständigen und Beschäftigten gerin-
ger als bei Frauen. Mit Blick auf die Nationalitäten
ergibt sich in Deutschland bei den abhängig Be-
schäftigten ein anderes Bild als bei den Selbständi-
gen. Hier verdienen Personen aus Ex-Jugoslawien,
Polen und Iraner vergleichsweise viel – Türken und
insbesondere Libanesen liegen im unteren Bereich.
In Dänemark zeigt sich weitgehend Ähnliches.

Wenn jemand aus Gründen der Familienzusam-
menführung oder wegen der Asylsuche zugezogen
ist, macht sich das negativ beim Einkommen aus
abhängiger Beschäftigung bemerkbar. In Däne-
mark trifft das bei diesen beiden Gruppen von Im-
migranten etwa gleichermaßen zu, während in
Deutschland die Immigranten, die wegen der Fa-
milienzusammenführung kamen, sich besser stehen
als die Asylsuchenden. Entscheidend ist aber, dass
Arbeitsimmigranten vergleichsweise viel verdie-
nen – ein weiteres Indiz dafür, dass sie relativ gut
in den Arbeitsmarkt integriert sind.

Zuwanderer im Vergleich zu den Bürgern
des Gastlandes – Das Beispiel Deutschland

Um die Integration der Zuwanderer in den Arbeits-
markt besser zu bestimmen, werden diese im letz-
ten Untersuchungsschritt mit der Bevölkerung des
Gastlandes – in diesem Falle den Deutschen – ver-
glichen.7 Verwendet werden dabei die Daten des
Sozio-oekonomischen Panels von 2004 – eine Er-
hebung, die aber auf Deutschland beschränkt ist;
für Dänemark gibt es nichts Entsprechendes. Un-
tersucht wurden Personen im erwerbsfähigen Al-
ter (16 bis 64 Jahre), die sich nicht in einer schuli-
schen oder beruflichen Ausbildung befinden. Den
Deutschen werden dabei diejenigen Ausländer ge-
genübergestellt, die nicht aus einem Land der EU-
15 stammen. Informationen über deren Zuwande-
rungsgründe sind allerdings nicht verfügbar.

Dabei zeigen sich deutliche Unterschiede zwischen
beiden Gruppen. So nimmt von den Deutschen im-
merhin jeder Fünfte nicht am Arbeitsmarkt teil, sei
es als Erwerbstätiger oder als Erwerbsloser (Ab-
bildung 4). Bei den Ausländern ist es sogar jeder
Dritte. Bei diesen ist die Erwerbslosenquote etwa
doppelt so hoch wie bei den Deutschen. Wenn Aus-
länder beruflich tätig sind, üben sie sehr häufig eine
Tätigkeit aus, die keinen Berufsabschluss verlangt.
Bei den Deutschen ist das weit weniger der Fall.
Angesichts hoher Erwerbslosigkeit, geringer Er-
werbsbeteiligung und weil von den Erwerbstätigen
ein großer Teil nur einfache Tätigkeiten ausübt,
kann es nicht überraschen, dass bei vielen Auslän-
dern mit dem Pass eines Landes außerhalb der EU-
15 die Einkommenssituation prekär ist; so lebt von
den Personen im erwerbsfähigen Alter immerhin
ein Drittel unterhalb der Armutsgrenze.

Zuwanderungspolitische Überlegungen

Wie sich am Beispiel Deutschlands zeigen lässt,
haben Ausländer aus Nicht-EU-15-Staaten erheb-
liche Schwierigkeiten auf dem Arbeitsmarkt. Das
hängt auch damit zusammen, dass es sich bei den
Zugewanderten nur bei einem sehr geringen Teil

6 Personen ohne Erwerbseinkommen wird dabei der Wert „null“ zuge-
ordnet, bei den Erwerbstätigen wird das logarithmierte Einkommen
verwendet. Die Regressoren schließen sowohl den Status „Familienzu-
sammenführung“ als auch „Asylsuche“ als Determinanten ein, und die
Faktorenmessungen erklären Veränderungen bei der Teilnahme am
Erwerbsleben und des Einkommens in der Zeit seit der Einwanderung.
Die Bestimmungsmerkmale enthalten das Alter, das quadrierte Alter,
die relative Stellung zum Gastland (gemessen als Zahl der Jahre seit der
Einwanderung dividiert durch das Alter), die schulische Ausbildung im
Gastland (dabei werden Personen ohne Ausbildung als Referenzkate-
gorie verwendet) sowie die berufliche Ausbildung. Ebenfalls enthalten
sind das Geschlecht, die schulische Ausbildung und die Arbeitserfahrung
im Gastland sowie die Nationalität als Dummy-Variablen, wobei die
Türken die Referenzgruppe bilden. Die Konstante und alle Variablen
interagieren mit der Selbständigkeit als Dummy.
7 Eingebürgerte Personen zählen dabei ebenfalls als Deutsche.
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um Arbeitsimmigranten handelt – das gilt für
Deutschland und noch mehr für Dänemark. Die
meisten Zuwanderer sind primär wegen der Fami-
lienzusammenführung oder der Asylsuche gekom-
men, und diese Gruppen haben besonders große
Probleme bei der Integration in den Arbeitsmarkt.

Angesichts der demographischen Entwicklung ist
einerseits eine vermehrte Zuwanderung nötig,
wozu es einer liberalen Immigrationspolitik bedarf.
Andererseits sollten nur Zuwanderer angeworben
werden, die den Erfordernissen des Arbeitsmarktes
entsprechen – also vor allem Fachkräfte. Hierzu
bedarf es transparenter Kriterien. Im Folgenden
wird umrissen, wie eine entsprechende Einwande-
rungspolitik gestaltet werden kann.

Bei Einwanderung mit langfristigem Verbleib im
Gastland sollte zwischen Arbeitsimmigranten einer-
seits sowie Geschäftsleuten und Investoren anderer-
seits unterschieden werden. Bei Investoren wäre
lediglich eine Mindesthöhe der geplanten Investi-
tion als Kriterium bei der Gewährung der Zuwan-
derung zu berücksichtigen. Im Falle zugewander-
ter Selbständiger, für deren Tätigkeit keine nen-
nenswerten Investitionen nötig sind, sollte von Zeit
zu Zeit die Geschäftsentwicklung geprüft werden.
Immigranten, die eine abhängige Beschäftigung su-
chen, sollten einem Auswahlverfahren unterworfen
werden. Am besten eignet sich hierbei ein Punkte-

system, bei dem das Alter, die Qualifikation, die be-
rufliche Erfahrung sowie hinreichende finanzielle
Mittel für einen Start im Gastland im Vordergrund
stehen sollten. Zudem sollte ein Sprachtest obli-
gatorisch sein. Sind keine ausreichenden Sprach-
kenntnisse vorhanden, sind sie nachzuholen, wobei
allerdings der Immigrant einen Sicherheitsbetrag
bei der Einwanderung hinterlegen sollte, den er
bei dem Nachweis eines erfolgreich absolvierten
Sprachtests zurückerhält. Vielleicht könnten wei-
tere Kriterien in das Punktesystem aufgenommen
werden, etwa andere Fremdsprachenkenntnisse, ein
vorheriger Aufenthalt in einem EU-Land oder fa-
miliäre Beziehungen mit Personen im Einwande-
rungsland.

Zuwanderung sollte dann möglich sein, wenn eine
bestimmte Zahl an Bewertungspunkten erreicht ist.
Auf dieser Basis wäre eine Zuwanderungsverein-
barung mit den dauerhaften Arbeitsimmigranten
zu schließen. Über eine EU-weite Quotenregelung
könnte die Zuwanderung gesteuert werden, bei der
die Zahl der Visa für einen dauerhaften Aufenthalt
festgelegt wird.

Für Arbeitsimmigranten, die nur für eine gewisse
Zeit zuwandern wollen, sollten unbürokratische
Zugangskanäle geschaffen werden. Naturgemäß ist
es etwa für eine Behörde schwer, die kurzfristige
und zeitweilige Nachfrage der Unternehmen nach
Fachkräften zu bestimmen. Dazu am besten geeig-
net wäre ein Auktionssystem, bei dem die Unter-
nehmen Zertifikate für zeitweilige Zuwanderungen
erwerben können. Über das Bietverfahren würde
ein bestehender Fachkräftemangel offenkundig
werden – und weil der Erwerb der Zertifikate einen
Preis hat, wären für die Unternehmen Anreize ge-
setzt, zunächst zu versuchen, auf den heimischen
Arbeitsmärkten die benötigten Arbeitskräfte zu fin-
den. Die Ergebnisse der Auktionen wären für die
Administration die Grundlage für die Festlegung
EU-weiter Quoten für zeitweilige Zuwanderung.
Die Arbeitserlaubnis wäre zeitlich zu begrenzen –
etwa auf drei Jahre. Dabei sollten die zeitweiligen
Zuwanderer auch die Möglichkeit haben, einen An-
trag auf permanente Zuwanderung zu stellen, wor-
über dann gemäß dem Punktesystem entschieden
werden sollte. Ein Auktionssystem wäre einem
System überlegen, bei dem seitens der rekrutieren-
den Unternehmen ein Fixbetrag zu zahlen ist, wenn
sie eine zeitweilige Zuwanderung beantragen, weil
dieses weniger gut Knappheiten auf dem Arbeits-
markt aufscheinen lässt. Noch schlechter wäre eine
Variante, bei der von den Unternehmen überhaupt
kein Beitrag verlangt wird.

Die Zuwanderung von Studenten ist ausschließlich
in die Hand der Universitäten und sonstigen akade-
mischen Ausbildungsstätten zu legen. Nach dem

Zuwanderungsmotive und Erwerbseinkommen von Migranten

Abbildung 4

Ausgewählte sozioökonomische Merkmale
von Deutschen1 und Ausländern1 aus Nicht-
EU-Staaten2 im Jahre 2004
In %

1 Im Alter von 16 bis 64 Jahren, ohne Personen
in Ausbildung.
2 Nicht-EU-15-Staaten.
3 Haushaltseinkommen geringer als 60 % des
mittleren Haushaltseinkommens.

Quelle: Sozio-oekonomisches Panel 2004. DIW Berlin 2005
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Studium sollten die Studenten dann im Gastland
bleiben können, wenn ihnen ein Arbeitsangebot
vorliegt. Bestehende bürokratische Hindernisse –
wie es sie etwa in Deutschland gibt – sind abzu-
bauen.8 Mit den Studenten gleichgestellt werden
sollten Zuwanderer, die eine Fachschule oder

8 So müssen Arbeitgeber, wenn sie eine Person aus einem Nicht-EU-
Land mit Studienabschluss in Deutschland einstellen wollen, nachwei-
sen, dass sie sowohl in Deutschland als auch in den anderen EU-Staaten
keinen vergleichbaren Bewerber für die offene Stelle finden.

Zuwanderungsmotive und Erwerbseinkommen von Migranten

eine andere berufliche Ausbildung absolvieren
wollen.
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